
113Für das Nachschlagewerk* 
Für d ie  Fachpresse*

Ja
Ja

Für d ie  am tliche Sammlung* Ja

Gesetz BAT §§ 22, 2? Anlage 1 a zum BAT VergGr. V b
(V erpflegungsSachbearbeiter bei der B e re i t s c h a f tp o l iz e i ) 
PersVG NRW. § 69 Abs. 1, § 72 Abs. 1

L e itsä tze

1. Bei der Zuweisung eines höher bew erteten A rbeitsp la tzes 
kommt es n ich t darauf an, inwieweit allgem ein d ie  ö ffe n t­
lic h e  Hand durch e in  von den bestehenden Z uständigkeits- 
V orschriften  n ich t gedecktes Handeln nach Treu und Glau­
ben v e rp f lic h te t  werden kann.

2 Dem Arbeitnehmer kann in  einem solchen F a ll  e in  Ver­
trauensschutz zuzub illigen  se in  Dabei i s t  zu berück­
sichtigen., daß das Arbeit s v e rh ä lt m s  auf eine Über die 
allgem einen Grundsätze von Treu und Glauben hinaus- * 
gehende T reuepflich t gegründet i s t ,

5 Ü berschreite t der L e ite r  e in e r Beschäftigungsbehörde 
bei der Zuweisung eines A rbe itsp la tzes  seine durch 
M in is te r ia le r laß  fe s tg e le g te  Z uständ igkeit, muß s ich  
der Arbeitnehmer g rundsätz lich  darauf verla ssen  können, 
daß d ie  zugewiesene T ä tig k e it ta r ifg e re c h t vergü te t 
w ird .

4. Wird d ie  Zuweisung e ines t a r i f l i c h  höher bew erteten
A rbe itsp la tzes n ich t von der an s ich  zuständigen näheren, 
sondern der ö r tlic h e n  D ie n s ts te lle  g e tro ffen , re ic h t 
a ie  B eteiligung  des ö r tlic h e n  P ersonalra ts  aus. wenn 
der Arbeitgeber s ich  die Maßnahme der an s ich  unzustän­
digen D ie n s ts te lle  nach Treu und Glauben zurechnen l e s ­
sen muß.

Aktenzeichen 4 AZR 481/69
U rte il des BAG vom 28 Oktober 1970 LAG Hamm
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4__AZE 481/6.2.
3 sa 295/69 Ham Im Namen riss M m !

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß 
§ 128 Abs0 2 ZK) m  der Sitzung vom 27 Oktober 1970 durch 
den Senatsprasidenten Dr. Foelmann, die Bundesrichter 
Dr Becher und Dr Neumann some die Bundesarbcitsrichter 
Br, Ballerstedt und Grobmg für Hecht erkannt

Auf die Revision des Klagers wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Hamm 
vom 30 September 1969 - 5 Sa 293/69 - 
aufgehoben
Die Sache wird zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgenent 
zuruckverwie sen*

Urteilstenor zugestellt 
am 28. Oktober 1970
gez Mißler, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

2 -
V o n  H e c h t s  w e g e n i
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Tatbestands
Der Klager ist seit dem 15 Januar 1964 als Ange­

stellter in der Verwaltung der Abteilung II der Bereit- 
schaftspolizei (BPA II) des beklagten Landes in B 
beschäftigt In seinem Arbeitsvertrage ist die Geltung 
des BAT und der diesen ergänzenden oder ändernden Tarif­
verträge ffestgelegt Der Klager gehört auch der Gewerk­
schaft der Polizei an, die jeweils Anschlußtarifvertrage 
zum BAT abgeschlossen hat Seit dem 15 April 1964 ist der 
Klager in die VergGr« VI b BAT eingestuft Ab Marz 1965 
wurde er als Hilfsarbeiter im Unterkünfte- und Verpfle­
gungswesen beschäftigt

Seit Anfang 1965 bemühte sich der örtliche Personal­
rat darum, daß der Verpflegungssachbearbeiter, ein 
Regierungsobersekretar, durch den Klager ersetzt wurde, 
der viele Jahre kaufmännisch tätig gewesen war Mit 
Schreiben vom 8 November 1965 an den Leiter der Wirt­
schaft sabteilung ordnete der Abteilungsführer, Pölizei- 
oberrat Io , aus dienstlichen Gründen die Ablösung
des bisherigen Verpflegungssachbearbeiters durch den Klage*' 
an, die Übergabe der Dienstgeschäfte habe am 11„ Novemoer 
1965 au erfolgen«

Unter dem 10 November 1965 Unterzeichnete der Klage** 
nachstehende Erklärung

"Auf Befragen durch den Abteilungsfuhrer, Herrn 
POR Lo erkläre ich mich bereit, die Aufgaben
als Verpflegungssachbearbeiter zu übernehmen
Mir ist bekannt, daß aufgrund der Verpflegungs­
vorschrift - VfdP 1?2 - die Stelle des Verpflegungs- 
Sachbearbeiters eine Stelle des gehobenen Ver­
waltungsdienstes ist«
Ich erkläre hiermit, daß ich als Inhaber dieser 
Stelle hieraus jetzt und m  Zukunft keine recht­
lichen Ansprüche, insbesondere auch hxnsichtlicn 
aer Vergütung oder Hohergruppierung, stellen w^rde

* *

-  3 -
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-  3 - 113
Bei Bewahrung erwarte ich. jedoch, daß meine Arbeit 
als VerpflegungsSachbearbeiter entsprechend den 
gesetzlichen und fürsorglichen Möglichkeiten ge­
würdigt wird."

Am 6 Januar 1966 richtete der Klager an den Abteilungs- 
führer folgendes Schreiben

"Unbeschadet der mir von der Behordenleitung abver­
langten Unterschrift unter eine vorbereitete Er­
klärung, keine gerichtlichen Schritte auf Höher­
einstufung zu unternehmen, mache ich vorbeugend 
meine sich aus dem Tarifvertrag ergebenden An­
sprüche aus folgenden Gründen geltend
Da ich am 11 11.1965 auf ausdrückliche Anoronung 
des Behordenleiters als Yerpflegungssachbeaiocitcr 
für die Dauer eingesetzt wurde, bitte ich daher, 
hinsichtlich der Ausschlußfrist gern. § 70 BAT, um 
Hohergruppierung gern. § 23 (2) a von der Ver­
gütungsgruppe VT b nach V b BAT, und zwar rück­
wirkend ab 11 11.1965«
Gern« § 23 (2) a BAT - Erläuterungen 2 - hat der 
Angestellte beim Vorliegen dieser Voraussetzungen 
einen Rechtsanspruch darauf, hohergruppiert zu 
werden. Diesem tariflichen Anspruch können Haus­
haltsplan und Stellenplan nicht entgegenstenen,M

Unter dem 12 Mai 1966 beantragte der Abteilungsfunrer 
der Bereitschaftspolizei-Abteilung II (BPA II) beim 
Regierungspräsidenten die Hohergruppierung des Klagers 
nach VergGr V b BAT, Zwischen den Parteien ist un­
streitig, daß der örtliche Personalrat der beab­
sichtigten Maßnahme des Abteilungsfuhrers (Übertragung 
der Tätigkeit des VerpflegungsSachbearbeiters auf den 
Klager) und der im Zusammenhang damit geplanten Hoher­
gruppierung des Klagers nach VergGr, V b BAT zuge­
stimmt hat.

Der Regierungspräsident wurde um die Vornanme der 
Hohergruppierung angegangen, weil nach aem Rundeilaß 
des Innenministers des Landes Hordrhein-Uestfalen vom 
21 Januar 1963 (MB1 W  S 160) für die Einstellung 
und Hohergruppierung von Angestellten m  die VergGr V 
und IV BAT bei den Bereitschaftspolizeiabteilungen der

-  i r  -
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Regierungspräsident zuständig ist. Am 7 November 1966 
teilte der Regierungspräsident mit, er sei für die Hoher- 
gruppierung des Klagers nicht zuständig, da ihm kein 
Stellen- bzw Haushaltsplan vorliege, man solle unmittel­
bar an den Lehr- und Fuhrungsstab herantreten,. Dem Lehr- 
und Fuhrungsstab stand die Organisationsgewalt über die 
vier BereitSchaftspoilzeiabteilungen (B , Bo ,
L und W ) zu

Bereits am 31 Oktober 1966 hatte die BFA II dem 
Lehr- und Fuhrungsstab berichtet, sie habe entgegen dem 
Stellenplan mit der Leitung des Sachgebietes V 3 (Ver­
pflegung) keinen Verwaltungsbeamten eingesetzt, sondern 
wolle dafür einen Angestellten, den Klager verwenden Mit 
Schreiben vom 21 November 1966 vaes der Lehr- und Fuhrungs­
stab die EPA II darauf hin, daß nach dem Erlaß des Innen­
ministers vom 4-, August 1966 sowie nach der Verpflegungs­
vorschrift das Sachgebiet V 3 einem Verwaltungsbeamten des 
gehobenen Dienstes zu übertragen sei, ausnahmsweise dürfe 
zwar ein Angestellter einer entsprechenden Vergütungsgruppe 
beauftragt werden, ein Ausnahmefall, der dies rechtfertigen 
konnte, liege jedoch nicht vor Deshalb werde dem Antrag 
auf Hohergruppierung des Klagers nicht stattgegeben weroen 
können, es erscheine zweckmäßig, den Klager zunächst wei­
ter als Hilfssachbearbeiter zu beschäftigen

Mit Rücksicht auf diesen Bescheid ordnete der Ab- 
teilungsfuhrer der BFA II mit Verfügung vom 21« Novemoer 
1966 an, daß das Sachgebiet V 3 von dem Regierungsinspek­
tor H wahrzunehmen sei und der Klager diesem als
Hilfssachbearbeiter zugeteilt werde, der Regierungsinspe^- 
tor solle sich langsam einarbeiten und das Sachgeoiet nacn 
Einarbeitung endgültig übernehmen

Ein erneuter Antrag der BFA II vom 16 Dezemoer ^966 
auf Hohergrupmerung des Klagers wurde vom Regierungs­
präsidenten durch Bescheid vom 8 Februar 1967 abgelennG 
mit der Begründung, daß nach dem Runderlaß des Innen-
_  ̂_
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ministers das Sachgebiet Verpflegung einem der drei vor­
handenen Verwaltungßbeamten des gehobenen Dienstes über­
tragen werden müsse, der Einsatz des Klagers als Sach­
bearbeiter sei weder erforderlich noch zulässig.

Der Abteilungsfuhrer bemühte sich weiterhin um die 
Besetzung der Stelle des Verpflegungssachbearbextors 
durch den Klager, evtl nach Versetzung des hierzu nicht 
geeigneten Beamten Diese Bemühungen blieben vergeblich 
Darauf ordnete der Abteilungsfuhrer unter dem 22 Ok­
tober 1968 an, daß ab 25» Oktober 1968 der Regierungs­
inspektor H die Stelle des VerpflegungsSach­
bearbeiters verantwortlich übernehme und der Klager als 
HilfsSachbearbeiter im Sachgebiet V 2 eingesetzt werde

Der Klager ist der Auffassung, daß die ihm im 
November 1965 übertragene Tätigkeit des Verpflegungs- 
Sachbearbeiters den Merkmalen der VergGr. V b BAT ent­
spreche und seine Zuruckversetzung auf den Arbeitsplatz 
eines Hilfssachbearbeiters (VI b BAT) unwirksam sei»
Mit der Klage hat er beantragt,

\
das beklagte Land zu verurteilen,
1) ihn mit Wirkung vom 11 11 1965 - hilfsweise 

vom 1.6 1966 - m  die VergGr» V b BAT hohcr- 
zugruppieren,

2) ihm die Stelle des Leiters des Sachgebietes 
V 3 (Verpflegungswesen) bei der Abteilung II 
der Bereitschaftspolizei NW B , Z 
Straße 50 a, zuzuweisen

Das beklagte Land hat Klagabweisung beantragt. Es 
hat bestritten, daß der Klager in der Zeit vom 11 No­
vember 1965 bis zum 25 Oktober 1968 eine Tätigkeit 
der VergGr» V b BAT ausgeubt habe Die Übertragung der 
Punktion des VerpflegungsSachbearbeiters sei überdies 
den Umstanden nach nur eine vorläufige Maßnahme ge /esen 
Das ergebe sich insbesondere aus der Erklärung des 
Klagers vom 10 November 1965. uoeiaies haoe oc Klager 
gewußt, daß der Abteilungsfuhrer zur üoertragung dieser
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Tätigkeit auf Dauer nicht befugt gewesen sei Ent­
scheidend sei jedoch., daß die Übertragung der Tatigke 
als Verpflegungssachbearbeiter der Zustimmung des zu­
ständigen Personalrats bedurft habe, die nicht einge­
holt worden sei Da für die Hohergruppierung nach der 
VergGr V b BAT der Regierungspräsident zuständig sei 
ware die Stufenvertretung, also der bei dem Regierung 
Präsidenten gebildete Polizeibezirkspersonalrat, zu b 
teiligen gewesen Dieser sei mit der Sache nicht befa 
worden

Der Klager hat eingeraumt, daß der Bezirksperson 
rat m  seiner Angelegenheit nicht tätig geworden sei

Das Arbeitsgericht hat durch Urteil vom 7» Mai 
1969 festgesteilt, daß das beklagte Land verpflichtet 
sei, den Klager mit Wirkung vom 11« November 1965 naoj 
der VergGr«, V b BAT zu vergüten» Es hat ferner das oe 
klagte Land verurteilt, den Klager mit Tätigkeiten dej 
VergGr. V b BAT zu beschäftigen» Im übrigen, d.h. ms< 
weit, als der Klager die Zuweisung aer konkreten Tätig 
keit des Leiters des Sachgebietes Verpflegung vcilangl 
hatte, hat es die Klage abgewiesen

Das Arbeitsgericht stellt fest, daß dem Klager dt 
die Verfügung des Abteilungsfuhrers vom 8 November 1c 
die Leitung des Sachgebietes Verpflegungswesen auf 
Dauer übertragen worden sei. Diese Tätigkeit entsprecl 
den Merkmalen der VergGr V b BAT Daß nach dem Erlaß 
des Innenministers vom 21 Januar 1963 der Abteilungs- 
führer für die Zuweisung dieser Tätigkeit nicht zu­
ständig gewesen sei, sei dem Klager gegenüber ment 
rechtserheblich, da es sich um eine interne Zustandig- 
keitsbestimmung handele Das beklagte Land als Arbeit­
geber müsse sich die Handlungen des Dienststellen- 
leiters zurechnen lassen, sofern nicht die Unzuständig 
keit der handelnden Dienststelle offensichtlich sei D 
Pehlen aer Zustimmung des an sich zuständigen Bez-rrs-

f

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -
113

personalrats sei unschädlich, die Vorschrift des § 72 
PersVG KKW sei dahin zu verstehen, daß die Stufenver- 
tretung nur zu beteiligen sei, wenn die zuständige 
höhere Dienststelle auch tatsächlich die Maßnahme vor­
nehme oder beabsichtigte

Auf die Berufung des beklagten Landes hat das 
Landesarbeitsgericht die Klage abgewiesen, und zwar auch 
den vom Klager im Berufungsverfahren gestellten Hilfs- 
antrag, das beklagte Land zu verurteilen,

1) ihn mit Wirkung vom 2 September 1968 iu die 
VergGr V b BAT hoherzugruppieren,

2) im Wege des Schadenersatzes an ihn für die Zeit 
vom 11 November 1965 bis zum 2* September 1968 
die Differenz zwischen den Vergütungsgruppen
VI b und V b BAT zu zahlen.

Auch das Landesarbeitsgericht stellt fest, daß dem 
Klager die Tätigkeit als VerpflegungsSachbearbeiter 
durch die Verfügung des Abteilungsfuhrers der BFA II 
vom 8 November 1965 auf Dauer übertragen worden sei 
Es laßt sich nicht darüber aus, ob diese Tätigkeit den 
Merkmalen der VergGr V b BAT entsprochen hat Es weist 
vielmehr die Klage ab, weil für die Übertragung einer 
den Merkmalen der VergGr V b BAT entsprechenden Tätig­
keit kraft Delegation der Regierungspräsident, nicht 
aber der .Führer der BPA II zuständig gewesen sei und 
es somit an einer rechtswirksamen Übertragung der Tätig­
keit eines VerpflegungsSachbearbeiters auf den Klager 
fehle, daß er gleichwohl auf diesem Arbeitsplatz einge­
setzt worden sei, könne einen Anspruch auf Hoher- 
gruppierung nicht rechtfertigen Die Klage könne aoer 
auch deshalb keinen Erfolg haben, weil schon die uoex- 
tragung der höherwertigen Tätigkeit wegen der Zuständig­
keit des Regierungspräsidenten für eine solche haßnanme 
der Zustimmung des beim Regierungspräsidenten geoilde- 
ten BezirkspersonaIrans bedurft hatte Dieser nabe 
eine Zustimmung nicht erteilt, seine etwaige Unter-

-  8 -
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richtung durch, den örtlichen Peraonalrat genüge nicht 
Der Hilfsantrag, mit dem der Klager seine Hoher- 

gruppierung wenigstens zum 2 September 1968 begehre, sei 
unbegründet« Die Auffassung des Klagers, daß der Runder­
laß des Innenministers vom 2 September 1968 die Zuständig­
keit fur Hohergruppierungen in VergGr«. V b BAT vom Regie­
rungspräsidenten auf die Leiter der BereitSchaftspoilzei- 
abtexlungen verlagert habe, sei unzutreffend, im übrigen 
sei seit diesem Zeitpunkt ein neuer Akt der Übertragung 
höherwertiger Tätigkeit nicht vorgenommen worden« Ein 
Schadenersatzanspruch für die Zeit vom 11«, November 1965 
bis 2 September 1968 in Hohe der Gehaltsdifferenz zwiscnen 
den VergGr V b und VI b BAT sei nicht substantiiert Der 
Klager habe im übrigen durch seine Erklärung vom 10 No­
vember 1965i also noch vor der Aufnahme der Tätigkeit, 
selbst seine Auffassung zu erkennen gegeoen, daß die ua£- 
nahme des Abteilungsfuhrers keine ausreichende Rechts­
grundlage habe

Mit der Revision verfolgt der Klager seine im Be­
rufungsverfahren gestellten Anträge weiter Das beklagte 
Land bittet um Zuruckweisung der Revision

Ent scheidungsgrunde
Das Landesarbeitsgericht geht zutreffend davon aus, 

daß der Anspruch des Klagers auf aie nohere Vergütungs­
gruppe davon abhangt, ob die von i m  nicht nur voruoer- 
gehend auszuubende Tätigkeit den tariflichen Merkmalen 
der begehrten Vergütungsgruppe entspricht Es meint aDer, 
falls die dem Klager vom Abteilungsführer auf Dauer 
übertragene Tätigkeit des VerpflegungsSachbearbeiters die 
Merkmale der VergGr V b BAT erfülle, habe der Klager 
gleichwohl keinen Anspruch auf die nonere Vergutungsgiuppe

- 9 -
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erworben, weil der Abteilungsfuhrer zur Übertragung einer 
solchen Tätigkeit nicht befugt gewesen und der bei der 
zuständigen Behörde gebildete Bezirkspersonalrat nicht 
beteiligt worden sei Indessen reichen die Erwägungen 
des Landesarbeitsgerichts nicht aus, tun ein Aufrucken 
des Klagers in die VergGr V b nach § 23 Abs 2 BAT aus­
zuschließen

Trifft die Auffassung des Klagers zu, daß die ihm 
übertragene neue Tätigkeit den Merkmalen der VergGr«,
Y b BAT entspricht, so konnte diese Tätigkeit nur durch 
eine Vertragsanderung zu der von ihm vertraglich ge­
schuldeten und damit im Sinne der §§ 22, 23 BAT zu der 
von ihm "aus2uubenden" Tätigkeit werden Denn der Ar­
beit svertrag des Klagers erstreckte sich auf eine nach 
der VergGr«, VI b BAT zu bewertende Tätigkeit, und dem 
entsprach auch die Tätigkeit, die der Klager bisher tat­
sächlich ausgeubt hatte Kraft seines Direktionsrechts 
kann aber der Arbeitgeber den Angestellten nur nach aen 
Tätigkeitsmerkmalen derjenigen Vergütungsgruppe be­
schäftigen, die als für die überwiegend auszuubende 
Tätigkeit als MindestVergütungsgruppe arbeitsvertraglich 
vereinbart oder - im Balle einer untertariflichen Ver­
gütung sverembarung - kraft zwingenden Tanfrecnts für 
das Arbeitsverhaltms maßgebend ist (BAG seit AP lur. 17 
zu § 611 BGB Direktionsrecht) Wie der Arbeitgeoer dem 
Angestellten nicht einseitig eine tariflich niedriger 
bewertete Tätigkeit zuweisen kann, so bedarf es aucn 
einer ausdrücklichen oder stillschweigenden Willers- 
eimgung der Arbeitsvertragsparteien, wenn dem Ange­
stellten eine höherwertige Tätigkeit zur nicht nur 
vorübergehenden Ausübung übertragen werden soll«, Ent­
sprach die dem Klager durch die Anordnung des Ao~ 
teilungsfuhrers übertragene Tätigkeit des Verpflegungs- 
Sachbearbeiters den tariflichen Merkmalen der VergGr
V b BAT, so handelt es sich nicht um eine im Direkt10ns-
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recht des Arbeitgebers liegende Weisung, sondern es be­
durfte zur Wirksamkeit der Übertragung der rechtsge- 
schaftliehen Einigung über eine entsprechende Vertrags- 
anderung Damit stellt sich die Präge, ob der Abteilungs- 
führer insoweit zur rechtsgeschaftliehen Vertretung des 
beklagten Landes befugt war und ob das beklagte Land 
das Handeln des Abteilungsfuhrers trotz etwaiger Mangel 
der Vertretungsbefugnis gegen sich gelten lassen muß®

Wie das angefochtene Urteil ausfuhrt, gehört die 
Polizei des beklagten Landes zum Geschäftsbereich des 
Innenministers Dieser hat in seinem Runderlaß vom 21 
Januar 1963 (MB1 NW S 161) die Zuständigkeit für die 
Bearbeitung von Personalangelegenhelten der Angestellten 
und Arbeiter für seinen Geschäftsbereich geregelt« Da­
nach sind diese Personalangelegenhelten grundsatzlicn von 
den für die Führung der Personalakten zuständigen Be­
hörden zu bearbeiten (Abschnitt I Nr 1), zuständig sind 
die Bereitschaftspolizeiabteilungen für die Führung aer 
Personalakten ihrer Angestellten und Arbeiter (Nr 21;
In Abschnitt II sind Zuständigkeitsregelungen für be­
sondere Falle getroffen Danach hat sich der Innenmmj ster 
die Einstellung und Hohergruppierung von Angestellten m  
die VergGr« III und hoher allgemein, m  die VergGr« V 
und hoher bei bestimmten Behörden Vorbehalten (Nr 3->̂ )
Bei den m  Nr. 3-3 aufgefuhrten Polizeibehörden, so 
auch bei den Bereitschaftspolizeiabteilungen, ist die 
Einstellung und Hohergruppierung von Angestellten m  die 
VergGr. V und IV dem Regierungspräsidenten zugewiesen 
Schließlich ist m  Nr 3 2  bestimmt, daß für die Zu­
weisung eines anderen Arbeitsplatzes der Leiter der Be­
schäftigung sbehor de zuständig ist, wenn aber die Tatig- 
keitsmerkmale des neuen Arbeitsplatzes einer anderen 
als der bisherigen Vergutungs- oder Lohngruppe ent­
sprechen, so sollen die Nummern 1, 3  ̂und 3 3 ent­
sprechend gelten Wenn also die Zuweisung des anderen
11
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Arbeitsplatzes tarifreehtlich ein Aufrucken in eine 
höhere Vergütungsgruppe zur Folge hat, so soll schon die 
Zuweisung des neuen Arbeitsplatzes grundsätzlich m  die 
Zuständigkeit der Behörde fallen, die die Personalakten 
fuhrt (Nr„ 1), m  den m  Nr 3 1  aufgefuhrten Fallen 
ist sie dem Innenminister Vorbehalten, und m  den Fallen 
der Nr 3*3 ist der Regierungspräsident für die Zu­
weisung des neuen Arbeitsplatzes zuständig.

Biese Regelung ist, wie das Landesarbeitsgericht 
weiter darlegt, durch den Runderlaß des Innenministers 
vom 2 September 1968 (MB1 NV S. 154-8) dahin geändert 
worden, daß die Zuständigkeit des Regierungspräsidenten 
auf die VergGr. III erweitert und nach unten auf die 
VergGr. V a und V b begrenzt worden ist.

Demnach war der Abteilungsfuhrer der BPA II nur 
dann befugt, dem Klager die Tätigkeit des Verpflegungs- 
Sachbearbeiters zuzuweisen, wenn dieser Aufgabenbereich 
ebenso wie die bisher vom Klager ausgeubte Tätigkeit nur 
den tariflichen Merkmalen der VergGr. VI b BAT entspracn 
Dagegen fiel die Zuweisung nach Nr .̂4- in Verbindung 
mit Nr. 3 3 in die Zuständigkeit des Regierungspräsi­
denten, wenn die Tätigkeit des Verpflegungssachoear- 
beiters - was zwischen den Parteien streitig und vom 
Landesarbeitsgericht nicht entschieden ist - die Merk­
male der VergGr V b BAT erfüllte.

Durch diese Verwaltungsvorschnften hat der Innen­
minister die ihm m  seinem Geschäftsbereich zustehende 
Befugnis zur rechtsgeschaftliehen Vertretung des be­
klagten Landes in bestimmtem Umfange an naengeordnete 
Behörden delegiert Sachlich erstreckt sich die Ao- 
grenzung nicht nur auf den förmlichen Abschluß von Ar­
beit svert ragen über die Beschäftigung nach einer oc- 
stimmten Vergütungsgruppe ("Einstellung und Honer- 
gruppierung"), sondern auch auf die Zuweisung eines

-  -
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*

tariflich, hoher bewerteten Arbeitsplatzes, die als An­
gebot einer entsprechenden Vertragsanderung ebenfalls 
rechtsgeschaftlichen Charakter hat Damit beschrankt der 
Erlaß die Vertretungsmacht der Beschaftigungsbehorde auf 
die nicht der höheren Stelle (Regierungspräsident oder 
Minister) vorbehaltenen Falle

Es kann unerortert bleiben, ob und unter welchen 
Voraussetzungen allgemein die öffentliche Hand im rechts- 
geschaftlichen Verkehr durch ein von den bestehenden Zu­
standigkeitsvorschriften nicht gedecktes Hendeln nach 
den Grundsätzen über Treu und Glauben verpflichtet wer­
den kann (vgl etwa aus der neueren Hechtsprechung BGHZ 
40, 197 ^ß03 f«7> ferner Staudinger-Comg, Amu 10 ff» 
zu § 167 BGB, Soergel-Siebert, Anm» 38 f zu § 167 BGB 
mit Nachweisen)« Denn ob und inwieweit dem Arbeitnehmer 
ein Vertrauensschütz zuzubilligen ist, bestimmt sich m  
erster Linie nach dem Wesen des Arbeitsverhaltnisses» äs 
darf dabei daher nicht ubersehen werden, daß das Arbeits- 
verhaltms nicht allem auf den Austausch Vermögenswer­
ten Leistungen gerichtet, sondern auf eine über die all­
gemeinen Grundsätze von Treu und Glauben hinausgenende 
gegenseitige Treuepflicht gegründet ist.

Wurde man im öffentlichen Dienst die Wirksamkeit 
der Zuweisung eines besser bewerteten Arbeitsplatzes mit 
dem Landesarbeitsgericht schlechthin danach beurteilen, 
ob die vom Arbeitgeber erlassenen Zustandigkeitsvor- 
schnften mnegehalten sind, so wurde dem Arbeitnenmer 
zugemutet, jeweils zu prüfen, ob sein Dienstvorgesetzter 
sich im Eabmen seiner Zuständigkeit gehalten hat. Das 
wurde hier nicht nur die Kenntnis der vom Innenminister 
erlassenen VerwaltungsvorSchriften voraussetzen» Der An­
gestellte mußte, um sich sachgerecht und vertragsgemäß 
veihalten zu können, auch jeweils prüfen und ncntig oe- 
urteilen, wie die ihm zugewiesene Tätigkeit tanfgerecnr 
zu bewerten ist. Der Klager, der m  der VergGr» 0 ein*
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1 .7
überwiegende Tätigkeit auszuuben batte, die gründliche 
und vielseitige Sachkenntnisse und in nicht unerheb­
lichem Umfange selbständige Leistungen erfordert, hatte 
also beurteilen müssen, ob er auf dem neuen Arbeitsplatz 
umfassende Fachkenntnisse einzusetzen und überwiegend 
selbständige Leistungen zu erbringen hat, so daß die 
Merkmale der VergGr. V b erfüllt sind» Seit der Ein­
führung der VergGr V c fur Buroangesteilte zum 1 
Januar 1966 hatte der Angestellte außerdem zu prüfen 
gehabt, ob die ihmxneu zugewiesene Tätigkeit vielleicht 
nur vielseitige Fachkenntnisse, aber überwiegend 
selbständige Leistungen erfordeit Eine verbindliche 
Feststellung darüber kann der Angestellte unter Um­
standen erst durch eine letztinstanzliche genchtliene 
Entscheidung erlangen» Bis dahin befände er sich ment 
nur m  Ungewißheit, ob er der Anordnung des Leiters der 
Beschaftigungsbehorde, einen anderen Arbeitsplatz ein­
zunehmen, zu folgen hat, weil die neue Tätigkeit ohne­
hin m  den Böhmen seiner arbeitsvertraglichen Pflichten 
fallt, oder ob er m  der Zuweisung der anderen Tätig­
keit ein Angebot auf Vertragsanderung erblicken kann, 
dessen Annahme ihm einen tariflichen Anspruch auf eine 
bessere Vergütungsgruppe verschafft Er mußte auch im 
Zweifel sein, ob die Zuweisung der anderen Tätigkeit 
unter die Vertretungsbefugnis des Leiters der Be- 
schaftigungsbehorde fallt und deshalb rechtlich unbe­
achtlich ist« Er ware damit vor die Entscheidung ge­
stellt, die Ausübung der anderen Tätigkeit abzulennen, 
weil die Zuweisung mangels Vertretungsbefugnis des 
Behörden!.eiters rechtsunwirksam sei, und damit im Falle 
einer Fehlbeurteilung seine Arbeitspflicht zu vor­
letzen, oder aber die zugewiesene Tätigkeit zu uoer- 
nehmen, ohne sicher zu sein, im Falle der Hoheruertj r,- 
keit der Tätigkeit auch in die entsprechende tar:i ge­
rechte Vergütungsgruppe aufzurucken

- 14 -
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Der Angestellte sieht sich also nicht einer klaren 
gesetzlichen Regelung gegenüber, sondern einer verualtungs- 
mternen Zustandigkeitsverteilung, deren Handhabung die 
Anwendung allgemeiner (unbestimmter) Rechtsbegriffe bei 
der tanf recht liehen Beurteilung von Arbeitsplätzen voraus­
setzt . Grundsätzlich geht auch der Erlaß des Innenministers 
davon aus, daß es Sache des Leiters der Beschaftigungsbe- 
horde ist, den Arbeitnehmern in seinem Geschäftsbereich 
ihren Arbeitsplatz zuzuweisen Überschreitet er hierbei 
den durch den Erlaß des Innenministers gezogenen Rahmen 
seiner Zuständigkeit, so kann dem einzelnen Arbeitnehmer 
nicht zugemutet werden, bei der Beurteilung der Maßnanme 
kluger zu sein als der ihm Vorgesetzte Leiter der Be- 
schaftigungsbehorde Er muß sich grundsätzlich darauf ver­
lassen können, daß die Tätigkeit, die ihm - erforderlichen­
falls mit seinem Einverständnis - vom Behordenleiter zu- 
gewiesen wird, die von ihm auszuubende Tätigkeit ist und 
tanf gerecht vergütet werden muß.

Etwas anderes kann nur gelten, wenn die Unzuständig­
keit des Behordenleiters für die Zuweisung der Tätigkeit 
dem Arbeitnehmer bekannt oder doch offensichtlich ist. Das 
hat das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt, es laßt 
sich auch nicht ohne weiteres dem festgestellten Sachver­
halt entnehmen. Das beklagte Land hat zwar behauptet, der 
Klager habe gewußt, daß der Abteilungsfuhrer der EPA II 
zur Übertragung der Tätigkeit des Verpflegungssacnoear- 
beiters an den Klager auf Dauer nicht befugt gewesen sei, 
zum mindesten habe der Klager das aus den gesamten Um­
standen entnehmen müssen, es verweist dazu auf die vom 
Klager Unterzeichnete Erklärung vom 10 Novemoer *965 
Demgegenüber hat sich der Klager dahin eingelassen, den 
Beteiligten sei zwar bekannt gewesen, daß der Aoteilungs- 
fuhrer für die "Hohergruppierung" nicht zuständig sei, 
aas habe man aber nicht auf die Zuweisung der Tätigkeit

- 15 -
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bezogen, bei der der Abteilungsfuhrer in Ausübung 
seines Direktionsrechts aufgetreten sei. Es ist nicht 
von der Hand zu weisen, daß dies so gewesen sein kann. 
Der Klager mußte aber nicht nur die Beschränkung der 
Vertretungsbefugnis des Abteilungsfuhrers m  ihrer all­
gemeinen Regelung gekannt haben. Er mußte auch erkannt 
haben oder es mußte für ihn offensichtlich gewesen sein, 
daß gerade die Übertragung der Tätigkeit des Ver- 
pflegungssachbearbeiters nicht m  die Zuständigkeit des 
Abteilungsfuhrers falle, weil diese Tätigkeit den Merk­
malen der VergGr. V b entspreche, was das beklagte Land 
im Prozeß bestritten hat (vgl die Klagebeantwortung 
vom 5 Februar 1969, Seite 3) Eine solche Kenntnis 
folgt jedenfalls nicht schon aus der vom Klager Unter­
zeichneten Erklärung vom 10 November 1965i ihm sei 
bekannt, daß aufgrund der Verpflegungsvorschrift die 
Stelle des Verpflegungssachbearbeiters eine Stelle des 
gehobenen Dienstes sei. Denn daraus ergibt sicn nocn 
nichts über die Erfüllung der tariflichen Tatigkeits- 
raerkmale, ganz abgesehen davon, daß die Aufgaben des 
Verpflegungssachbearbeiters vor ihrer Übertragung auf 
den Klager tatsächlich von einem Obersekretar wanrge- 
nommen worden sind.

Hierzu wird das Landesarbeitsgericht unter den er­
örterten rechtlicher Gesichtspunkten Feststellungen zu 
treffen haben Falls es danach zu dem Ergebnis ko amt, 
daß das beklagte Land die Übertragung der Tätigkeit 
des Verpflegungssachbearbeiters auf den Klager gegen 
sich gelten lassen muß und daß diese Tätigkeit die 
tariflichen Merkmale der VergGr V b BAT erfüllt, 
scheitert der Anspruch des Klagers auf die dieser 
Tätigkeit entsprechende Vergütungsgruppe nicht daran, 
daß aer beim Regierungspiasidenten gebildete Bezirks­
personal rat der Zuweisung der Tätigkeit ment zuge- 
stxmmt hat Zwar trifft es zu, daß schon die Zuweisung
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der Tätigkeit eine Maßnahme des Arbeitgebers ist, die 
als "Hohergruppierung" im Sinne des § 69 Abs. 1 Buchst. b 
Nr. 1 PersVG NRW der Mitbestimmung des Personalrats unter­
liegt (AP Nr. 9» 10 zu § 1 TVG Tarifverträge EAVAV), und 
in Angelegenheiten, m  denen die Dienststelle nicht zur 
Entscheidung befugt ist, ist nach § 72 Abs 1 aaO an 
Stelle des örtlichen Personalrats die bei der zuständigen 
Dienststelle gebildete Stufenvertretung zu beteiligen» Das 
kann aber dann nicht gelten, wenn die Maßnahme tatsäch­
lich nicht von der an sich zuständigen höheren, sondern 
der örtlichen Dienststelle (Beschaftigungsbehorde) ge­
troffen wird und der Arbeitgeber sich die Maßnahme der an 
sich unzuständigen Behörde nach Treu und Glauben zurechnen 
lassen muß. Denn dann hangt die Wirksamkeit der Maßnahme 
nicht mehr von der Präge der Zuständigkeit ab, und es ist 
nur sachgerecht, wenn m  einem solchen Palle der bei aer 
handelnden Dienststelle gebildete Personalrat beteiligt 
wird. Daß der bei der BPA IX bestehende Personalrat der 
Übertragung der Tätigkeit zugestimmt hat, ist vom Lano.es- 
arbeitsgemcht fest ge st eilt.

Hiernach war das angefochtene Urteil aufzuheben und 
die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
das Landesarbeitsgencht zuruckzuverweisen Dieses wird 
auch über die Kosten des Revisionsverfahrens zu oefinden 
haben. &
gez Dr Poelmann Dr Neumann Dr Pecher

Dr. Ball erst edt Grobmg
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